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as Verfahren gegen John Ivan
Demjanjuk ist eine Premiere.
ZumerstenMalwirdinDeutsch-

land einem mutmaßlichen ausländi-
schen Helfer, der den Nazis beim Völ-
kermordanden Judenzur Seite stand,
der Prozess gemacht.Dass es erst jetzt
dazu kommt, blamiert die bundes-
deutsche Nachkriegsjustiz. Demjan-
jukaufgrundseineshohenAltersheu-
te nichtmehr anzuklagen, hätte aller-
dings bedeutet, den schlafmützigen
Ermittlern aus der Adenauer-Ära
nachträglich Recht zu geben. Solange
Demjanjuk verhandlungsfähig ist,
gilt für ihn wie für alle anderen der
Grundsatz:Mordverjährtnicht.

Das öffentliche Interesse amDem-
janjuk-Prozess ist ein gutes Zeichen.
Allerdings:Eshandelt sichdabeinicht
um einen neuen Eichmann-Prozess.
Demjanjuk war, wenn er denn schul-
dig ist, nur ein ganz kleines Rädchen
im Getriebe der Nazi-Todesfabriken.
Von den Nazi-Entscheidungsträgern

D
dagegenwurdennurdiewenigsten je-
mals zur Rechenschaft gezogen. Das
ist der eigentliche Skandal, unddaran
könnenauchzehnDemjanjuk-Prozes-
senichtsmehrändern.

Dennoch istdasVerfahrenwegwei-
send. Zum erstenMal hat die Bundes-
republik Deutschland im Vorfeld zu-
gestimmt,dasseinmutmaßlicherNS-
Täter aus den Vereinigten Staaten
nach Deutschland ausgewiesen wird.
IndenUSAwartennochandere,denen
wie John Ivan Demjanjuk die US-
Staatsbürgerschaft entzogen wurde,
weil sie Helfer der Nazis waren. Sie
dürfen aber dort bleiben, weil sich
kein Staat findet, der sie aufnehmen
würde. Außenminister Westerwelle
könntehiereinZeichensetzenunddie
deutsche Bereitschaft erklären, diese
Männer einreisen zu lassen.Dannwä-
re der Demjanjuk-Prozess nicht der
letzte seinerArt – sondernderAuftakt
zu einer ganzen Reihe von Verfahren
gegenvergleichbareTäter.
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Nichtder letzte seinerArt

n Kundus wurden Anfang Septem-
ber bei einem Isaf-Angriff, an dem
die Bundeswehr maßgeblich betei-

ligtwar,DutzendevonZivilistengetö-
tet. Dies konnte man schon vor drei
Monaten wissen: Es gab direkt nach
der Bombardierung der beiden Tank-
lasterBerichteüber zivileOpfer.Doch
die Bundesregierung klammerte sich
beharrlich an einer für sie freundli-
cheren Sichtweise: Die Bombardie-
rung war Rettung in letzter Sekunde,
weildieTalibandiebeidenLkwsinrol-
lende Bomben verwandeln wollten.
Diese Version ist zusammengebro-
chen, Minister Jung zurückgetreten.
Ist also alles wieder in Ordnung, die
Demokratie gestärkt?

Kaum. Der neue Verteidigungsmi-
nister zu Guttenberg erklärte Anfang
November, dass der Kundus-Angriff
„militärischangemessen“war.Das ist
erstaunlich, denn es gab damals im
Verteidigungsministerium fünf Be-
richte über zivile Opfer des Angriffs –
von denen zu Guttenberg allerdings,
wie er beteuert, nichts wusste. Hat

I
wirklich niemand im Verteidigungs-
ministerium dem forschen, neuen
Minister wenigstens angedeutet, wel-
che Berichte über Kundus intern vor-
lagen?Hat zuGuttenberg lieber nicht
gefragt?Wirwissenesnicht.

ManwirdindennächstenTagenbe-
obachten können, wie der geschmei-
dige zuGuttenberg derÖffentlichkeit
darlegt, was er wann alles nicht wuss-
te. Zudem liegt der Verdacht nahe,
dass die spärliche Informationspoli-
tik wahltaktisch dosiert war. Kanzle-
rin Merkel rettete Anfang September
ihrenwankendenMinister Jung, stell-
te sich vor die Truppe und bugsierte
das Thema sonebenher geschickt aus
dem Wahlkampf. Nur ein Zufall?
WussteMerkel nichts von den Berich-
ten, die imMinisterium lagen? Es gibt
in dieser Affäre viele Zufälle, viele ah-
nungslose Minister, viele zeitlich
glückliche Fügungen. Zu viele. Sicht-
bar wird eine Politik des Vertuschens,
um dasMilitär zu schonen. Die Repu-
blik ist in der Normalität eines krieg-
führendenStaates angekommen.
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VertuschteKriegführung

Es gibt in dieser Affäre viele Zufälle
und ahnungslose Minister. Zu viele

eit der Jahrtausendwende be-
schwören die Medien den un-
aufhaltsamen Aufstieg „der

Frauen“. Doch die Praxis spricht eine
andere Sprache: Nur 5 Prozent der Be-
triebe bieten weibliche Nachwuchs-
förderung an, nur 6 Prozent Kinder-
betreuung. Zu diesem Ergebnis kam
dieneuesteStudiedes Instituts fürAr-
beitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB).

Die vom Mainstream honorierte
Emanzipationsabsicht findet also kei-
ne Umsetzung und das von der CDU
favorisierte Prinzip der Selbstver-
pflichtung der Betriebe ist weitge-
hendwirkungslos.2008gabes2,4Pro-
zent Vorstandsfrauen in DAX-dotier-
tenUnternehmen.Damit erweist sich
der Diskurs von „den Männern“ als
demneuen schwachenGeschlecht als
Unfug.Der aber folgt einemKalkül.

Die Deutschen benutzen die Figur
der Karrierefrau mehr oder weniger
bewusst als Emblem für ihre eigene
Aufgeklärtheit, als Ausweis ihrer de-

S
mokratischen Verfasstheit. Gerne
wird die Frau im Hosenanzug gegen
die Kopftuchfrau in den Ring ge-
schickt.DieBotschaft:WirsinddieZu-
kunft.Gehtesaberdarum,Strukturen
zu verändern, die dem Anzug das ge-
füllte Portemonnaie zugesellen wür-
de, greift eine andere Kommunika-
tionsstrategie: dasTabu.

Wer den sexistisch organisierten
Arbeitsmarkt kritisiert, gilt umge-
hend als unzeitgemäß. Die Verant-
wortung für das Demokratiedefizit –
und Geschlechterdiskriminierung ist
nichts anderes – wird umgehend den
Kritikern aufgebürdet. Kritik ist er-
laubt,nurdieMachtfragebleibteinTa-
bu und damit der Ansatz: Welche
strukturellen, also auch gesetzlichen
Schritte braucht es, umFrauen zu för-
dern, ergo männliche Privilegien ab-
zubauen?DerGeschlechtertalkistnur
beliebt, soferner keinZahlenmaterial
anschleppt, folglich keine Forderun-
gen,gareineQuoteformuliert.Mithin
Geplapperbleibt.
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DiegefühlteGleichberechtigung

Steuererleichterungen.DiesesWort ist
derzeit überall zu lesen und zu hören.
Was sind Steuern also? Sie sind eine
Last. Dann gilt die Regel: Je niedriger
dieSteuern,destobefreiterderBürger.
Und von hier aus ist der Weg zur Frei-
heit nichtmehr weit. Der Begriff steht
parat: Steuerbefreiung. In diesem Re-
den spiegelt sich der halbe Sieg der
Gegner von Staat und Sozialstaat wi-
der.DennSteuernwerdensoinderAll-
tagssprache negativ gedeutet. Man
könnte ja auch neutral von niedrige-
ren und höheren Steuern sprechen.
Oder man könnte sie in einen positi-
ven Deutungsrahmen setzen: Mit
Steuerstärkungen kann der Staat, also
wir alle zusammen, bessere Schulen,
Straßen, Bibliotheken … bauen.

Bis Mitte der Achtzigerjahre galt
auch fürdieMehrheit derwirtschaftli-
chen und politischen Eliten in
Deutschland im Grundsatz der Com-
monsense: Die Wirtschaft sei auch
deshalb erfolgreich, weil es einen star-
kenWohlfahrtsstaat gebe, der eine ex-
zellente Infrastruktur und sozialen
Frieden zur Verfügung stelle. Es war
nach der Wiedervereinigung, mit den
mächtigerwerdenden Finanzmärkten
und der größer werdenden Europäi-
schen Union, als die Wirtschaftselite
und ihre politischen Gefolgsleute mit
dieser Übereinkunft brachen und das
pureGegenteil behaupteten: Der Sozi-
alstaat schade der Wirtschaft. Die
Stichworte sind bekannt. Die Gutach-
ten der Wissenschaftler, die Stellung-
nahmenderPolitiker, die Schlagzeilen
der Mainstream-Medien – eine Bevöl-
kerung abwechselnd unter massen-
medialem Niesel- oder Platzregen. Ei-
ne freiwillige Gleichschaltung na-
mens Herdentrieb.

Das Selbstbild der Bürger

Aber denkt das Publikum auch so, wie
es die veröffentlichte Meinung ihm
nahelegt? Meinungsforschungsinsti-
tute haben in den vergangenen Jahren
in Deutschland mehrfach das Be-
wusstsein des Volkes gemessen. Nach
einer Studie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung vom Juli 2006 sagen 83 Prozent
derBevölkerung, sozialeGerechtigkeit
seiderwichtigstezubewahrendeWert.
Und 61 Prozent sagen, es gebe keine
Mitte mehr, sondern nur noch ein
ObenundUnten. InzweiweiterenUm-
fragen der Institute Allensbach und
Emnid vom Herbst 2007 sind unab-
hängig von Parteizugehörigkeiten je-
weils breite Mehrheiten von bis zu 80
Prozent dafür, einenMindestlohn ein-
zuführen, die Gewerkschaften zu stär-
ken, und deutliche Mehrheiten sind
gegeneineRentemit67, füreinenstär-

keren Staat und für ein Endeder Priva-
tisierungen.

Das lehrt: Die dominierende veröf-
fentlichte Meinung ist noch lange
nicht dominierende Meinung der Öf-
fentlichkeit, der Gesellschaft. Beide
können sich sogar in elementaren Fra-
genwidersprechen.Warumhat sich in
diesem Fall ein solches Denken in Ka-
tegorien von Solidarität und Gerech-
tigkeit gehalten, gegen eine jahrelang
herrschende veröffentlichte Mei-
nung? Eine dermöglichen Antworten:
Die Mehrheit der Menschen hat diese
Argumente in ihremLebenoffensicht-
lich nicht wiedergefunden. Diese tiefe
Diskrepanz zwischen persönlichem
Alltag, dem Selbstbild der Bürger und
öffentlicher Debatte ließ die herr-
schende Politik und ihre Worte offen-
sichtlich unglaubwürdig werden.

Leistung statt Solidarität

Seit wenigen Monaten ist zu erleben,
wie wichtige bürgerliche Kreise, die
sich im weitesten Sinne um die FDP
scharen, versuchen, die Werte und Be-
griffe (Steuer-)Gerechtigkeit, Freiheit
und Leistung zu besetzen beziehungs-
weise sich neu anzueignen. Es geht
hier um eine eigene Gerechtigkeits-
debatte der Mittelschichten, für die
sich Gerechtigkeit eben nicht am Gut
Solidarität, sondern am Gut Leistung
auszurichten hat.

Ausgelöst wurde die Debatte vom
Philosophen Peter Sloterdijk: Er hält
den Sozial- und Steuerstaat („Klepto-
kratie“) für ungerecht, da er die Leis-
tungsträger sehr belaste. Mathias
Döpfner, Vorstandsvorsitzender des
Medienkonzerns Springer, hat im Jahr

2008 ineinemlangen Interviewerläu-
tert: „Die Steuern sind zu hoch. Vor ei-
nigen Jahrhunderten brachen Revolu-
tionen aus, weil man den Leuten den
Zehntennahm.HeutenimmtderStaat
dieHälfte.“Der JenaerWissenschaftler
Stephan Lessenichmeint: Die gehobe-
nen Stände, die diese neue Bürgerbe-
wegung ausmachten, wüssten „weite
Teile der arbeitnehmerischen Mittel-
schichtenunddes freiberuflichenMit-
telstands hinter sich“.

Aufstieg ohne Garantie

In Deutschland bezahlen die leis-
tungsbereiten qualifizierten Mittel-
schichten, deren Jahreseinkommen
zwischen50.000und70.000Euro lie-
gen, aufgrund der Steuerprogression
prozentual die höchsten Steuern. Zu-
dem erleben sie für sich selbst und ih-
re Kinder, dass das Grundversprechen
dieser Leistungsgesellschaft nicht
mehr gilt: Leistung ist längst keine Ga-
rantie mehr für sozialen Aufstieg. Da-
mit ist möglicherweise ein Punkt er-
reicht, vor dem der Sozialphilosoph
Jürgen Habermas bereits Mitte der
Achtzigerjahre warnte: Er sah die
Achillesferse des Wohlfahrtsstaates
im Sichabwenden derMittelschichten
und Leistungsträger, weil sie das Ge-
fühl hätten, sie bezahlen via Steuern
undGebühren für den Sozialstaat und
profitierten nicht von ihm.

Das verleiht diesem Kampf um die
Definition von Gerechtigkeit und den
Status des Steuer-Staates seine gesell-
schaftliche Kraft und Bedeutung. Am
wichtigsten ist dabei die Sprache. Die
Botschaft muss einleuchten. Sie muss
einen Widerhall im Alltag der Men-
schen finden, sonst wirkt sie nicht.

Politische Sprache ist Politik. Der
Kommunikationswissenschaftler Anil
JainweistderMetapher impolitischen
Geschäft eine bedeutende Rolle zu: Sie
sei im Diskurs „einmachtvoller Ort“.

Bisher scheinen vor allem die
Marktradikalen dieses Geschäft zu be-
herrschen.Daswarnicht immerso. Le-
senwir nur kurz in diesenText hinein:
„Die fortwährende Umwälzung der
Produktion […] zeichnetdieBourgeoi-
sieepoche vor allen anderen aus. […]
Alles Ständische und Stehende ver-
dampft, alles Heilige wird entweiht.“
Der Text: „Manifest der Kommunisti-
schen Partei“. Die Autoren: Karl Marx,
Friedrich Engels.

Und für die noch an Aufklärung in-
teressierten Medien bleibt die Aufga-
be, ihr Publikum diesen Metaphern
undSymbolen,egalwersieverwendet,
nicht auszuliefern, sondern deren
(untergründige) Deutungen zu offen-
baren. WOLFGANG STORZ

Sprache ist Macht
GERECHTIGKEIT Der Sozialstaat schade der Wirtschaft, behaupten seine Gegner.

Doch diese Gesellschaft denkt solidarischer, als uns gern weisgemacht wird

So wie jetzt über Steuern
gesprochen wird, haben
die Gegner von Staat und
Sozialstaat schon einen
halben Sieg errungen

........................................................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................................................

Wolfgang Storz

■ Jahrgang 1952, war von 2002 bis
2006 Chefredakteur der Frankfurter
Rundschau. Er lehrt an den Unis in Kassel

und Frankfurt zum
„Verhältnis Massen-
medien und Politik“
undschrieb zuletztdas
Buch: „Alles Merkel?
Schwarze Risiken.
Bunte Revolutionen“.
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